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Sitzungsniederschrift des Haupt- und Finanzausschusses   

 
Sitzungsraum: Trau- und Festraum im Alten Rathaus Helmarshausen 

Anwesend sind: Lfd. 

Nr. 
Tagesordnung: 

 
Vom Ausschuss:  
Heike Meinhardt als Ausschussvorsitzende 
Frank Döhne 
Karl-Erwin Franz 
Andrea Löschner  
Christian Mahlmann 
Maria Luise Niemetz 
Dorothe Römer 
Manfred von Reetnitz 
 
von der Stadtverordnetenversammlung: 
- 
 
vom Magistrat: 
Bürgermeister Marcus Dittrich 
 
 
Schriftführer: 
Amtmann Horst Ruf 
 
 
entschuldigt fehlen: 
Niklas Eckermanns 
Henning Hillebrand 
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2. 
 
 
 
 
 

3. 
 

4. 
 

5. 
 

6. 
 

7. 
 
 

8. 
 

 
Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ord-
nungsgemäßen Ladung und Beschlussfähigkeit 
 
Erste Änderung Hauptsatzung 
Erhöhung der Anzahl der Stellvertreterinnen bzw. 
der Stellvertreter der oder des Vorsitzenden der 
Stadtverordnetenversammlung; Änderung Eh-
renbürgerrechte, Ehrenbezeichnung 
 
Entschädigungssatzung der Stadt Bad Karlshafen 
 
Änderung Stellenplan für das Jahr 2019 
 
Einführung einer Zweitwohnungssteuer 
 
Prädikatisierung Helmarshausen 
 
Jahresabschluss der Stadtwerke für das Jahr 
2013 
 
Mitteilungen, Anfragen und Anregungen 

Die Ausschussmitglieder sind am 04.11.2019 für heute 19:30 Uhr, zu einer im Trau- u. Festraum des Alten Rathauses Hel-
marshausen stattfindenden Sitzung eingeladen worden. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung werden die ordnungsgemäße Einladung und die Beschlussfähigkeit des Ausschusses festgestellt. 
 

Die Sitzungsniederschrift umfasst die Seiten Nr. 39 bis Nr. 47 und 6 Anlage(n). 

 

Beginn der Sitzung: 19:30 Uhr, Ende der Sitzung: 20:50 Uhr. 

Vorgelesen, genehmigt, unterschrieben: 

 gez. Meinhardt  gez. Ruf  

 Ausschussvorsitzende  Schriftführer  
     

 



TOP-Nr. 1 Sitzung am: 12.11.2019 Protokollseite: 40 
  
Az.: 023.12 Bad Karlshafen, 13.11.2019 
Finanzverwaltung 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 

Betr.:  Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und 
der Beschlussfähigkeit 

Sachverhalt: 

Die Ausschussvorsitzende Heike Meinhardt eröffnete die Sitzung des Haupt- und Finanzaus-
schusses und begrüßte die Anwesenden.  

Die ordnungsgemäße Ladung, die Beschlussfähigkeit und die Tagesordnung wurden geprüft 
und festgestellt.  

Die Sitzungsniederschrift für die Sitzung am 10.09.2019 wurde auf der städtischen Internet-
seite hinterlegt. Einwände gegen das vorgelegte Protokoll sind nach den Vorgaben der Ge-
schäftsordnung geltend zu machen. Werden keine Einwendungen erhoben, gilt das Protokoll 
als genehmigt. 

 

 

 
Beschlussvorschlag: 

-/- 

 
 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

 
Beschluss: 

Kenntnis genommen, festgestellt und zugestimmt.  

Einwände gegen das Protokoll vom 10.09.2019 wurden nicht erhoben. 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:   -                                  dagegen:   -                              enthalten:    -     



TOP-Nr. 2 Sitzung am: 12.11.2019 Protokollseite: 41 
 ____________________________________________________________________________  
Az.: 001-05 Bad Karlshafen, den 29. Oktober 2019 
 

 Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschusse 

 
Betr.: Erste Änderung Hauptsatzung  
           Erhöhung der Anzahl der Stellvertreterinnen bzw. der Stellvertreter der oder des  
           Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung; Änderung Ehrenbürgerrechte,   
           Ehrenbezeichnung   
 
Sachverhalt: 
Damit eine Vertretungskörperschaft handlungsfähig bleibt, auch wenn der jeweilige Vorsitzende 
verhindert ist, sind nach § 6 i.V.m. § 57 Abs. 1 S. 2 HGO Stellvertreter zu wählen.  
 
Die Hauptsatzung der Stadt Bad Karlshafen legt in § 3 Abs. 2 fest, dass zwei Stellvertreter des 
Stadtverordnetenvorstehers bzw. der Stadtverordnetenvorsteherin zu wählen sind. 
 
Scheidet während der Wahlperiode eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter aus, ist eine 
Neuwahl rechtlich nicht vorgesehen. Gemäß § 55 Abs. 4 HGO i.V.m. § 34 Abs. 1 KWG rückt 
vielmehr die nächste noch  nicht berufene Bewerberin bzw. der nächste noch nicht berufene 
Bewerber des Wahlvorschlags an die Stelle der oder des Ausscheidenden. Ist der 
Wahlvorschlag erschöpft, bleibt der Sitz unbesetzt (§ 34 Abs. 1 S. 2 KWG), so dass sich die 
Zahl der Stellvertreterinnen oder Stellvertreter um eine oder einen vermindert.  
 
Da nicht auszuschließen ist, dass die oder der Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung 
in der Wahlperiode häufiger verhindert ist und gleichzeitig eine Verhinderung der oder des 
Stellvertreters vorliegt, ist zum Erhalt der Handlungsfähigkeit der Stadtverordnetenversammlung 
die Wahl einer Mehrzahl von Stellvertreterinnen und Stellvertreter zu empfehlen. Dies gilt 
insbesondere vor dem Hintergrund der langen Wahlperiode von fünf Jahren.  
 
Aufgrund der aktuellen Situation, dass in dieser Wahlperiode nur noch ein Stellvertreter 
vorhanden ist, empfiehlt die Verwaltung die Erhöhung der Anzahl der Stellvertreterinnen und 
Stellvertreter für die nächste Wahlperiode auf vier Stellvertreter/innen.   
 
Nach § 28 HGO kann die Gemeinde  Personen, die sich um sie besonders verdient gemacht 
haben, das Ehrenbürgerrecht verleihen. 
In § 6 Abs. 2 der Hauptsatzung können Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung, 
Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte, hauptamtliche Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte 
Ehrenbezeichnungen erhalten, wenn sie insgesamt 20 Jahre ein Mandat oder Amt in der Stadt 
ohne Unterbrechung ausgeübt haben.  
Da die Stadt auf das ehrenamtliche Engagement ihrer Einwohner angewiesen ist, haben 
Ehrungen verdienter Persönlichkeiten einen hohen Stellenwert für die Förderung und Stärkung 
gemeinwohlorientierten Verhaltens. Aufgrund dessen schlägt die Verwaltung vor, den Passus 
„ohne Unterbrechung“ zu entfernen, so dass, für eine Ehrung ausreicht, ein Mandat oder Amt 
lediglich 20 Jahre ausgeübt zu haben.  
 
Gemäß § 38 Abs. 2 HGO ist für eine Änderung der Hauptsatzung eine Mehrheit von zwei 
Dritteln der gesetzlichen Mitgliederzahl erforderlich.  
 
Der Magistrat hat in seiner Sitzung am 28. Oktober 2019 der Änderung zugestimmt.  
 
 
 



 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Stadtverordnetenversammlung wird nachfolgender Beschlussvorschlag empfohlen: 
 
§ 3 Absatz 2 der Hauptsatzung der Stadt Bad Karlshafen vom 8. April 2017 wird wie folgt 
geändert: 
 
„Die Zahl der Stellvertreterinnen und/oder Stellvertreter wird auf vier festgelegt.“ 
 
§ 6 Abs. 2 der Hauptsatzung der Stadt Bad Karlshafen wird wie folgt geändert:  
 

„(2) Personen, die als Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung, Ehrenbeamtinnen oder 
Ehrenbeamte, hauptamtliche Wahlbeamtinnen oder Wahlbeamte insgesamt mindestens 20 
Jahre ein Mandat oder Amt in der Stadt ausgeübt haben, können folgende 
Ehrenbezeichnungen erhalten: 

1. Vorsitzende oder Vorsitzender der Stadtverordnetenversammlung 
= Ehrenvorsitzende oder Ehrenvorsitzender der Stadtverordnetenversammlung 
 

2. Stadtverordnete oder Stadtverordneter 
= Ehrenstadtverordnete oder Ehrenstadtverordneter 
 

3. Bürgermeisterin oder Bürgermeister 
= Ehrenbürgermeisterin oder Ehrenbürgermeister 
 

4. Stadträtin oder Stadtrat  
= Ehrenstadträtin oder Ehrenstadtrat 
 

5. Sonstige Ehrenbeamtinnen oder Ehrenbeamte 
= Eine die ehrenamtliche Tätigkeit kennzeichnende Amtsbezeichnung mit dem 
Zusatz "Ehren-.  

Die Ehrenbezeichnung soll sich nach der zuletzt oder überwiegend ausgeübten Funktion 
richten.“  
 
Der Beschluss gilt ab der nächsten Wahlzeit. 
 
Der beigefügte Entwurf der Ersten Änderung der Hauptsatzung der Stadt Bad Karlshafen wird 
beschlossen. 
 ----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 
Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:      8  dagegen:       - enthalten:       - 



TOP-Nr. 3 Sitzung am: 12.11.2019 Protokollseite: 42 
 _____________________________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, den 29.10.2019 
 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.: Entschädigungssatzung der Stadt Bad Karlshafen 

Sachverhalt: 
 
Die aktuell gültige Entschädigungssatzung der Stadt Bad Karlshafen wurde von der Stadtverordnetenver-
sammlung in der Sitzung am 12. September 1989 beschlossen. Eine 1. Änderung der Entschädigungs-
satzung der Stadt Bad Karlshafen erfolgte zum 1. Januar 2003. 
 
Anlehnend an die Mustersatzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes ist dieser Vorlage ein 
Entwurf zur Neufassung der Entschädigungssatzung beigefügt. 
 
Der Hessische Städte- und Gemeindebund hat im Januar 2019 das Ergebnis einer Umfrage zur Höhe der 
Aufwandsentschädigung für ehrenamtlich Tätige aus dem Jahr 2018 veröffentlicht. 
 
Die Sätze der umliegenden Kommunen Oberweser, Liebenau, Trendelburg und Hofgeismar, die sich an 
der Umfrage nicht beteiligt haben bzw. der Weitergabe der Daten nicht zugestimmt haben, sind zusam-
men mit den Durchschnittssätzen von hessischen Kommunen bis 5.000 Einwohner gem. Umfrageergeb-
nis nachfolgend aufgeführt: 
 
 
  Hess. Durchschnitt Oberweser   Liebenau   Trendelburg   Hofgeismar   
Stadtverordnete pro Sitzung 12,31 € 5,00 €   9,00 €  6,00 €   480,00 € 2)
Stadträte pro Sitzung 12,56 € 15,00 €   11,00 €  6,00 €   1.230,00 € 2)
je Fraktionssitzung 11,49 €  -/- 4) 9,00 € 5) 6,00 € 3)  -/- 4)
Stadtverordnetenvorsteher/in pro Mo-
nat 32,82 € 25,00 €   27,00 €  17,50 €   75,00 €   
Fraktionsvorsitzende pro Monat 19,76 € 5,00 €     1,50 € 1) 40,00 €   

Schriftführer/in  10,00 €   9,00 €  12,00 €   30,00 €   

1) pro Mitglied monatlich 

2) jährlich 

3) nur tatsächlich stattgefundene Fraktionssitzungen, max. Zahl der Stadtverordnetensitzungen zzgl. zwei Sitzungen 

4) nur Verdienstausfall und Fahrtkosten 

5) nur tatsächlich stattgefundene Fraktionssitzungen, max. sechs Sitzungen pro Jahr 

 
Beschlussvorschlag: 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung, den beigefügten Entwurf 
der Entschädigungssatzung der Stadt Bad Karlshafen zu beschließen und zum 1. Januar 2020 in Kraft zu 
setzen. 

 
 -------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:    8  dagegen:    - enthalten:   - 



TOP-Nr. 4 Sitzung am: 12.11.2019 Protokollseite: 43 
  
Az.:  Bad Karlshafen, 21.10.2019 

 
Sitzungsvorlage 

für den Haupt- und Finanzausschuss 
 

Betr.:  Änderung Stellenplan für das Jahr 2019 

Sachverhalt: 
Anfang des Jahres 2020 scheidet ein Mitarbeiter altersbedingt aus dem Bauhof aus.  
Der befristete Arbeitsvertrag eines anderen Mitarbeiters im Bauhof endet am  
29. Februar 2020. Eine erneute Verlängerung des befristeten Arbeitsvertrages ist rechtlich 
nicht möglich.  
 
Es war angedacht, dass der Mitarbeiter mit dem befristeten Arbeitsvertrag die Stelle des aus-
scheiden Mitarbeiters übernimmt, um die Aufgaben des Bauhofes weiter erfüllen zu können.  
Die weitere Arbeitsleistung wird seitens des Bauhofes benötigt.  
 
Im Stellenplan 2019 Teil B „Innere Verwaltung (Bauhof)“ wurde bei allen Stellen in diesem 
Bereich aufgrund des Beschlusses der Stadtverordnetenversammlung ein kw-Vermerk einge-
tragen.  
Die Genehmigung der Haushaltssatzung mit ihren Anlagen kann erst mit der Abgabe der Jah-
resabschlüsse 2017 und 2018 erfolgen. Nach Rücksprache der Kämmerei kann mit einer Ge-
nehmigung der Haushaltssatzung frühestens im Dezember bzw. Januar gerechnet werden.  
Gemäß § 99 Abs. 3 HGO gilt der Stellenplan des Vorjahres bis zur Verabschiedung des Haus-
halts weiter. 
Bis zum Ablauf des befristeten Arbeitsvertrages wird der neue Stellenplan für 2020 noch 
nicht aufgestellt und genehmigt sein. 
 
Daher ist damit zu rechnen, dass mit Renteneintritt des Mitarbeiters die Stelle aufgrund des 
kw-Vermerkes aus dem Stellenplan 2019 wegfällt.  
Sollte der kw-Vermerk nicht entfernt werden, müsste das Arbeitsverhältnis des weiteren Mit-
arbeiters am 29. Februar 2020 beendet werden.  
 

 
Beschlussvorschlag: 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, den kw-Vermerk im Stellenplan 2019 
Teil B Bereich „Innere Verwaltung (Bauhof)“ EG 5 zu entfernen. -/- 

 
 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

 
Beschluss: 
-/- 

 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:     8                                dagegen:      -                           enthalten:        - 



TOP-Nr. 5 Sitzung am: 12.11.2019 Protokollseite: 44 
  

Az.: 700.13 Bad Karlshafen, 30.10.2019 
Kämmerei 

 
Sitzungsvorlage 

für den Haupt- und Finanzausschuss 
 
 

Betr.: Einführung einer Zweitwohnungssteuer 

Sachverhalt: 

Bisher wird in Bad Karlshafen keine Zweitwohnungssteuer erhoben.  

Im Zusammenhang mit der angespannten finanziellen Lage der Stadt war von Seiten des 
Hessischen Rechnungshofs und des Hessischen Innenministeriums im Rahmen des Bera-
tungsgesprächs in Wiesbaden (16.04.2019) auch über die Einführung einer Zweitwohnungs-
steuer gesprochen worden.  

Aus der zur Verfügung gestellten Präsentation war zu entnehmen, dass in den zehn dort auf-
geführten Gemeinden zwischen 7,58 € und 75,38 € je Einwohner und Jahr als Ertrag aus der 
Zweitwohnungssteuer verbucht werden können. Auf Bad Karlshafen umgerechnet wäre das 
ein Ertrag zwischen 27.000 € und 270.000 € jährlich.  

Lt. einer Auswertung des Einwohnermeldeamtes (07.2019) sind in Bad Karlshafen 240 Per-
sonen als Zweitwohnungsinhaber gemeldet. Bei genauerer Durchsicht der Meldeunterlagen 
wurde jedoch klar, dass wohl die ganz überwiegende Zahl der Zweitwohnungsmeldungen 
unbereinigte Altfälle sind. So sind oftmals Kinder zur Ausbildung/Studium aus dem Haus aus-
gezogen, wurden aber zunächst weiter mit einer Zweitwohnsitzadresse im Elternhaus ge-
führt. Weil es keine Konsequenzen hat, ist es dann wohl dabei geblieben.  

Nach einer vorgenommenen Bereinigung unter Berücksichtigung der bekannten persönlichen 
Verhältnisse sind aus dieser Übersicht noch elf sichere Zweitwohnungen übrig geblieben. 

Bei einer durchschnittlichen Wohnungsgröße von 70 m² und einem Durchschnittsmietpreis 
von 4,22 €/m² ergibt sich für diese Wohnungen eine Jahresmiete von ~ 39.000 €. In den 
Mustersatzungen wird i.d.R. ein Zweitwohnungssteuersatz von 10 % der Jahresmiete ver-
wendet. Somit könnte in Bad Karlshafen mit einer Zweitwohnungssteuer von ~ 3.900 € pro 
Jahr gerechnet werden. 
 
Eine Berechnung (Anlage 1) der für die Schaffung des Satzungsrechts und dessen Umset-
zung voraussichtlich entstehenden Aufwendungen und Kosten hat Personal-/Arbeitsplatz- 
und Sachkosten in Höhe von ~ 7.700 € ergeben.  
 
Bei der Entscheidung über eine Einführung einer Zweitwohnungssteuer sollte ggf. berück-
sichtigt werden, dass die als verbleibende Zweitwohnungsbesitzer berücksichtigten Personen 
bereits Kurtaxe in Bad Karlshafen zahlen. Die Einnahmen hieraus liegen jährlich bei  
~ 1.000 €. 
 
Das Bundesverfassungsgericht hat in einem aktuellen Urteil (Anlage 2) zur Zweitwohnungs-
steuer vom 18.07.2019 (1 BvR 807/12, 1 BvR 2917/13) die Erhebung einer Zweitwohnungs-
steuer, die auf demselben verfassungswidrigen Prinzip wie die alte Grundsteuer fußt, verwor-
fen. Diese Wertermittlung ist auch in der Mustersatzung des HSGB enthalten. 
 

-   2   - 
 



Fortsetzung Sachverhalt: 
 
Der Magistrat hat aufgrund des Urteils des Bundesverfassungsgerichts einstimmig beschlos-
sen, die Einführung einer Zweitwohnungssteuer nicht weiter zu verfolgen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer auf der bisher vorgesehenen Besteuerungsgrund-
lage ist gemäß einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts verfassungswidrig. Vor diesem 
Hintergrund ist eine rechtssichere Steuererhebung derzeit nicht möglich. Der Stadtverordne-
tenversammlung wird deshalb empfohlen, von der Erhebung einer Zweitwohnungssteuer ab-
zusehen. 

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:        8                              dagegen:       -                           enthalten:       -    



TOP-Nr. 6 Sitzung am:12.11.2019 Protokollseite: 45 
 _____________________________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, den 29. Oktober 2019 
 

  

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

Betr.: Prädikatisierung Helmarshausen 

Sachverhalt: 
Helmarshausen wurde letztmalig 2004 als Luftkurort prädikatisiert. Derzeit ist das Prädikat noch 
nicht aberkannt worden, sondern als „vakant“ gekennzeichnet und darf daher noch weiter 
verwendet werden. Die Laufzeit des Prädikates beträgt in der Regel 10 Jahre.  
Seitens des Regierungspräsidiums Kassel wird bis Ende des Jahres eine Entscheidung über die 
Prädikatisierung erwartet.  
 
Für die Anerkennung als Luftkurort werden verschiedene Gutachten benötigt.  
Aus dem Jahr 2017 liegen zwei Angebote für Gutachten vor - eines vom Deutschen Wetterdienst 
(6.957,26 € brutto) und eines von Prof. Dr. Jürgen Kleinschmidt (max. 6.500,00 € zzgl. MwSt.). 
Herr Wenzel vom RP hat jedoch darauf hingewiesen, dass die Verfahren unterschiedlich sind 
und bei Herrn Dr. Kleinschmidt noch ein weiteres Gutachten erforderlich wäre.  
 
Die Erhebung der Kurtaxe in Helmarshausen hängt mit dem Prädikat Luftkurort und nicht mit 
dem Prädikat Bad zusammen.  
Den Kosten für ein Klimagutachten stehen Einnahmen aus dem Kurbeitrag von jährlich ca. 
1.200,00 € gegenüber (2017 = 1.115,50 € / 2018 = 1.280,50 €). 
 
Nach Auskunft des Regierungspräsidiums ist es auch möglich, Helmarshausen statt als 
Luftkurort als Erholungsort anerkennen zu lassen.  
Für die Anerkennung als Erholungsort sind die Anforderungen geringer, so dass die Erstellung 
eines Klimagutachtens weniger aufwendig ist.  
Nach Aussagen vom RP Kassel belaufen sich die Kosten für ein Gutachten auf unter 5.000,00 €.  
Die Erhebung eines Kurbeitrages für einen Erholungsort ist zulässig, so dass keine 
Einnahmeverluste entstehen würden.   
 
Bei der Prädikatisierung zum Erholungsort ist nur dann ein Klimagutachten notwendig, wenn sich 
seit dem letzten Klimagutachten große bauliche Veränderungen ergeben haben (bspw. ein 
neues Wohngebiet, ein neues Gewerbegebiet, usw.).  
Seit der letzten Überprüfung im Jahr 2003 liegen keine großen baulichen Veränderungen vor, so 
dass vermutlich von der Einholung eines neuen Gutachtens abgesehen werden kann.  
In diesem Fall würden für die Anerkennung als Erholungsort ausschließlich Verwaltungskosten in 
Höhe von 600,00 € zzgl. Auslagen entstehen.    
 
Seitens der Tourist-Information ist eine weitere Prädikatisierung des Stadtteils Helmarshausen 
als Luftkurort hinsichtlich des touristischen Marketings nicht erforderlich, da der Titel „Luftkurort“ 
keinen ausreichend attraktiven Reisegrund darstellt.  
Seit der Saison 2018 wird der Fokus im Marketing auf Kultur, insbesondere auf den Slogan „Vom 
Mittelalter zum Barock“ gelegt.   
 
Hier muss entschieden werden, ob das Kosten/Nutzen-Verhältnis eine weitere Prädikatisierung 
Helmarshausens als Luftkurort rechtfertigt oder eine Anerkennung als Erholungsort durchgeführt 
werden soll.  
 



Der Magistrat empfiehlt, den Ortsteil Helmarshausen als Luftkurort prädikatisieren zu lassen.  
 
Beschlussvorschlag: 

Wird in der Sitzung erarbeitet.  
 
 ----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Der Tagesordnungspunkt wird auf die Dezember-Sitzung der Stadtverordnetenversammlung 
vertagt. Es sind hierzu Stellungnahmen der Betroffenen im Stadtteil Helmarshausen einzuholen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:      8  dagegen:      - enthalten:      - 



TOP-Nr. 7 Sitzung am: 12.11.2019 Protokollseite: 46 
  

Az.: 801.03 Bad Karlshafen, 04.11.2019 
Kämmerei 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

Betr.: Jahresabschluss der Stadtwerke für das Jahr 2013 

Sachverhalt: 

Für den Eigenbetrieb Stadtwerke Bad Karlshafen hat die Betriebsleitung nach dem Eigenbe-
triebsgesetz (EigBGes) für jedes Wirtschaftsjahr ein Jahresabschluss aufzustellen. Der Jah-
resabschluss und seine Bestandteile sind anschließend einer Betriebskommission zur Stel-
lungnahme und Beschlussfassung vorzulegen. 

Lt. einem Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 15.12.2014 wurden die Stadt-
werke zum 31.12.2014 aufgelöst und die Eigenbetriebssatzung zum selben Zeitpunkt außer 
Kraft gesetzt. In der Folge wurde auch die Betriebskommission zum Jahresende 2014 aufge-
löst. Nach § 8 EigBGes übernimmt der Magistrat im Verhinderungs- oder Ersatzfall die Aufga-
ben der Betriebskommission. 

Der Jahresabschluss 2013 der Stadtwerke Bad Karlshafen wird verspätet vorgelegt. Die Ver-
zögerung wurde durch einen jahrelangen Streit mit dem Betreiber der Wesertherme ausge-
löst. Am 01.06.2007 und am 30.07.2009 wurden Vergleiche mit dem Betreiber abgeschlos-
sen, die zu Änderungen der Jahresabschlüsse 2004 ff. geführt haben. Außerdem waren Än-
derungen aus den Prüfungsfeststellungen der Betriebsprüfung des Finanzamtes Kassel einzu-
arbeiten. Durch diese Änderungen für das Jahr 2004 mussten auch die zwischenzeitlich vor-
liegenden Abschlüsse der Folgejahre nachträglich angepasst werden.  

Der Jahresabschlusses 2013 wurde vom Steuerbüro Annecke mit Datum vom 20.06.2016 
vorgelegt. Den Prüfungsbericht zum Abschluss hat die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Brecht 
& Partner mbB mit Datum vom 08.08.2019 erstellt; vorgelegt wurde der Bericht am 
04.09.2019. Auf den beiliegenden Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts für das Geschäftsjahr 2013 und den hierzu erstellten Bestätigungsvermerk und 
die Schlussbemerkung wird verwiesen. 

Nach § 27 Abs. 3 des Eigenbetriebsgesetzes sind die Jahresabschlüsse eines Eigenbetriebs 
nebst Anlagen nach der Prüfung durch den Abschlussprüfer mit dessen Bericht über den Ma-
gistrat der Stadtverordnetenversammlung zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen. 

Die Erfolgspläne der Betriebszweige schlossen im Wirtschaftsjahr 2013 wie folgt ab: 

 

-   2   - 

Wirtschaftsjahr 2013

Betriebszweig Gewinn/
Verlust (-)

Ansätze 
Haushaltsplan

Vortrag auf
neue Rechnung

abzudeckende  
Verluste

Stromversorgung - 4.234,86 € - 3.600,00 € - 4.234,86 €  - €

Wasserversorgung - 48.698,40 € - 22.450,00 € - 48.698,40 €  - €

ehem. Gaswerk - 2.012,88 € - 500,00 € - 2.012,88 €  - €

Solequellen - 3.485,86 € - 59.700,00 € - 3.485,86 €  - €

Verkehrsbetriebe - 3.676,27 € - 7.400,00 € - 3.676,27 €  - €

Mineralschwimmbad - 18.488,39 € - 26.700,00 € - 18.488,39 €  - €

Gradierwerk - 13.927,59 € - 24.770,00 € - 13.927,59 €  - €

Therme - 3.373.931,02 € - 1.803.600,00 € - 3.373.931,02 €  - €

Gemeinsame Anlagen  - € - 30.700,00 €  - €  - €

Summen - 3.468.455,27 € - 1.979.420,00 € - 3.468.455,27 €  - €

Erfolgsübersicht nach Betriebszweigen
Lt. Jahresabschluss des Steuerbüros Annecke, Hofgeismar, vom 20.06.2016



Für das Wirtschaftsjahr 2013 ist somit per Saldo ein Verlust in Höhe von 3.468.455,27 € auf 
neue Rechnung vorzutragen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Stadtverordnetenversammlung wird der folgende Beschluss empfohlen: 

Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Erfolgsübersicht der Stadtwerke für das Wirt-
schaftsjahr 2013 und der Prüfbericht des Abschlussprüfers werden gem. § 27 Abs. 3 des Ei-
genbetriebsgesetzes festgestellt. 

Der Verlust des Betriebszweigs Wasserversorgung (= 48.698,40 €) ist gem. § 41 Abs. 7 
GemHVO in Verbindung mit § 10 KAG zu Lasten der Gebührenausgleichsrücklage zu verbu-
chen. 

Aus dem Verwaltungshaushalt der Stadt sind insgesamt Verluste in Höhe von 3.468.455,27 € 
abzudecken.  

 

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:      8                                dagegen:      -                            enthalten:      -     



TOP-Nr. 8 Sitzung am: 12.11.2019 Protokollseite: 47 
 ____________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, 11.11.2019 
 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

Betr.:   Mitteilungen, Anfragen und Anregungen 

Sachverhalt: 
 

Mitteilungen: 

1. Der Liquiditätskredit betrug am 15. Oktober 2019 1.652.191,26 €. 

2. Am 19.09.2019 fand eine Versammlung der Anwohner des C.-D.-Stunz-Weges zum 
Planungsstand und zur Beitragserhebung der geplanten Sanierung einer Straßen-
stützmauer statt. Die wirtschaftlichste Lösung stellt die Errichtung einer Gabionen-
wand auf einem Anliegergrundstück dar. Die Gabionenwand wird an gleicher Stelle 
der vorhandenen Sandsteintrockenmauer errichtet. Da die Mauer als Straßenstütz-
mauer in funktionalem Zusammenhang mit der Straße steht und damit Teil des 
Straßenkörpers ist, besteht eine Straßenbeitragspflicht der Anlieger. 

3. Zur Umsetzung des Vorhabens „Bürgerbus“ wurde das Interessenbekundungsver-
fahren zur Förderung eines Bürgerbusses seinerzeit mit dem Bürgerverein durchge-
führt. Der Bürgerverein ist jedoch vom Projekt zurückgetreten. Auf Grund dessen 
wurde ein neuer Partner für das Projekt gesucht und mit dem Kuratorium Helfende 
Hände gefunden. Das Konzept mit weiterer Detailplanung wird derzeit mit dem 
Land Hessen (Fördermittelgeber) und mit dem Landkreis Kassel/NVV abgestimmt. 
Seitens des Kuratoriums besteht noch Klärungsbedarf bezüglich der Betreiberkos-
ten. Der Bürgerbus soll sich durch Vermietungen an Vereine sowie durch Werbe-
partner finanzieren, eine Finanzierung über Fahrteinnahmen ist aufgrund der Förde-
rung nicht zulässig. Zudem werden ehrenamtliche Fahrer benötigt, hierfür ist kein 
Personenbeförderungsschein notwendig. 

4. Mit Schreiben des Hessischen Ministeriums des Innern und für Sport vom 
15.10.2019 ist der Förderbescheid für Beratungsleistungen zur Neugestaltung der 
finanziellen und vertraglichen Beziehungen zwischen der Stadt und der Bad Karlsha-
fen GmbH eingegangen. Darin werden der Stadt Fördermittel bis zu einer Höhe von 
11.350 € in Aussicht gestellt. Der Beratungsauftrag wurde auf der Grundlage vorlie-
gender Angebote zwischenzeitlich an die Wirtschaftsprüfungs- und Steuerbera-
tungsgesellschaft Strecker, Berger und Partner, Kassel, vergeben. Am 18.11.2019 
wird ein erstes Gespräch zur Auftragsvergabe stattfinden. 

5. Der Magistrat hat den Auftrag für die Beschaffung eines Wiedenmann Sichel-
mähwerks TXH-130 mit Mulcheinsatz für 6.104,70 € brutto an die Firma Frewer 
Landtechnik GmbH & Co. KG vergeben. 

6. Die Schallschutzarbeiten im Altbestand der Kindertagesstätte „Arche Noah“ wurden 
im freihändigen Vergabeverfahren an die wirtschaftlichste Bieterin, die Fa. Warn-
berg, mit einer Auftragssumme von 10.906,35 € vergeben. 
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7. Am 25. September fand im Hessischen Landtag in Wiesbaden auf Vermittlung von 
Frau Staatsministerin Kühne-Hörmann ein Gespräch zur Haushaltssituation der 
Stadt Bad Karlshafen statt. An dem Gespräch haben Frau Staatsministerin Kühne-
Hörmann und Herr Dr. Schalck (HMdJ), seitens der Stadt Frau Stadtverordnetenvor-
steherin Niemetz und Herr Bürgermeister Dittrich, unterstützt durch Frau Dr. Jäger 
(ehem. Referatsleiterin Städtebauförderung HMUKLV), seitens der zuständigen Mi-
nisterien Herr Staatssekretär Dr. Worms und der für Schutzschirmkommunen zu-
ständige Referatsleiter, Herr Klumpp (HMdF), Herr Staatssekretär Dr. Heck und der 
für Kommunalfinanzen zuständige Referatsleiter, Herr Hardt (HMdIS) sowie für den 
HSGB der Geschäftsführende Direktor, Herr Schelzke, teilgenommen. Die Situation 
der Stadt Bad Karlshafen wurde dargestellt, insbesondere durch die Änderung der 
HGO (Erwirtschaftung Tilgungszahlungen) besteht die Gefahr, dass durch weitere 
Steuererhöhungen die mit hoher Förderung/Unterstützung von Bund und Land ge-
tätigten und noch notwendigen Investitionen ihre Wirkung nicht entfalten können 
oder öffentliche Mittel nicht abgerufen/bereits gewährte ggf. zurückgezahlt werden 
müssen. 

Seitens des HMdF/HMdIS wird Verständnis für diese Situation geäußert, aber auch 
darauf hingewiesen, dass die Stadt Bad Karlshafen finanziell bereits überproportio-
nal stark unterstützt wurde (Schutzschirm, Hessenkasse) und aus Gründen der 
Gleichbehandlung keine Sonderregelungen für die Stadt Bad Karlshafen (u. a. im 
Hinblick auf die Schutzschirmziele und die geänderten Regelungen der HGO) mög-
lich seien. Daher werden folgende Lösungsmöglichkeiten besprochen, die in Bezug 
auf eine Gleichbehandlung auch vom HSGB mitgetragen werden: 

 Die Teilnehmer erachten die bereits im Beratungsgespräch im April angeratene 
Lösung einer stärkeren Beteiligung der Bad Karlshafen GmbH an den Zins-/ 
Tilgungsbelastungen für den Thermenbau als aussichtsreichste Option. Nach 
Verweis auf die dazu notwendige, aber noch ausstehende externe Begutachtung 
wird seitens der Ministerien signalisiert, dass eine Förderung der externen Bera-
tung in Kürze zugesagt werde, der entsprechende Erlass liege bereits zur Ab-
stimmung im Finanzministerium vor. Ebenfalls wird zugesagt, diesen Prozess sei-
tens der Finanzaufsicht zu begleiten. 

 Weiteres Potential wird in einer Umschuldung zur Senkung der Zinsbelastung und 
Streckung der Tilgungszahlungen gesehen. Aufgrund der Problematik der dabei 
ggf. fällig werdenden Vorfälligkeitszinsen bieten HMdF/HMdIS die Prüfung einer 
Übernahme dieser zusätzlichen Kosten aus dem Landesausgleichsstock an. Durch 
die Stadt sollen entsprechende Berechnungen vorgelegt werden. 

 Im Hinblick auf die Förderung der künftig notwendigen Investitionsmaßnahmen 
wird durch das HMdIS zugesagt, der Stadt weiterhin eine Haushaltsnotlage zu 
bescheinigen, solange die Zahlungen für die Hessenkasse geleistet werden. Da-
mit soll auch künftig eine bessere Förderquote/geringere Eigenbeteiligung er-
möglicht werden. 

8. Seitens des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat hat die Stadt Bad 
Karlshafen für das Projekt „Wir sind offen – Revitalisierung der barocken Planstadt“ 
eine Auszeichnung als Premiumprojekt im Rahmen des Bundesprogrammes „Natio-
nale Projekte des Städtebaus“ erhalten. Die Verleihung der Auszeichnung fand am 
15. Oktober in Berlin statt. Derzeit werden durch die Stadt die umfangreichen Un-
terlagen für den Zuwendungsantrag zusammengestellt.  
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Die Planungen zur Hafenumfeldgestaltung sollen voraussichtlich am 4. Dezember 
der Öffentlichkeit vorgestellt werden. Die Planungsleistungen konnten nach Rück-
sprache mit dem Fördermittelgeber auf den Bereich An der Schlagd erweitert wer-
den. 

9. In einem Klageverfahren gegen die Stadt Bad Karlshafen im Zusammenhang mit 
der Erneuerung eines Abwasserhausanschlusses (Bahnhofstraße Helm.) wurde die 
Klage abgewiesen. Die Kosten des Verfahrens wurden der Klägerin auferlegt. 

10. Herr Dr. Dia, Warburg, wurde mit der betriebsärztlichen Betreuung der städtischen 
Mitarbeiter nach dem Arbeitssicherheitsgesetz beauftragt. 

11. Am 24.09.2019 fand ein zweites Treffen des Arbeitskreises Friedhöfe statt. Für die 
Friedhöfe wurde ein Maßnahmenplan erstellt. Insgesamt wurde die Sauberkeit in 
und um die Friedhofshalle und auf den Friedhöfen beanstandet. Die Friedhofsver-
waltung steht mit der Pflegefirma in Kontakt. 

12. Die Fa. AWS GmbH wurde mit den Ingenieurleistungen zur Voruntersuchung zum 
Neubau der Gründefeld-Trinkwasserleitung zum Angebotspreis von 12.893,65 € 
(brutto) beauftragt. 

13. Die Fa. Elektro Vogt, 37688 Beverungen, wurde mit den Elektroarbeiten im Altbe-
stand der Kindertagesstätte „Arche Noah“ zum Angebotspreis von 6.722,43 € (brut-
to) beauftragt. 

14. Die Stadtverordnetenversammlung hat in der Sitzung am 26.06.2019 die rückwir-
kende Erhöhung des Hebesatzes für die Grundsteuern A und B von 650 % auf  
951 % ab 01.01.2019 beschlossen. Gegen die hieraus resultierenden Änderungsbe-
scheide wurde in zehn Fällen Widerspruch eingelegt. Der Magistrat hat die Wider-
sprüche zurückgewiesen, da die Widerspruchsbegründungen die Rechtsmäßigkeit 
der Bescheide nicht in Frage gestellt haben. Auf die Möglichkeit der Verwaltungs-
klage wurde hingewiesen. 

15. Der Antrag einer Bürgerin auf Durchführung einer Demonstration gegen die Erhö-
hung der Hunde- und Grundsteuer am 14.11.2019 wurde genehmigt. Die Demonst-
ration soll von 09:00 bis 12:00 Uhr im Bereich des Hafenplatzes stattfinden. 

16. Eine Grundstückseigentümerin im C.-D.-Stunz-Weg beabsichtigt eine Fläche bis zu 
15.000 m² bebauen zu lassen. Im Bebauungsplan ist lediglich eine Fläche von 
10.000 m² vorgesehen. Sofern keine rechtlichen/planerischen Gründe dagegen 
sprechen, würde der Magistrat eine Ausweitung der Bebauungsfläche auf ca. 
15.000 m² unterstützen. 

17. Der Magistrat beabsichtigt eine Mitgliedschaft in der neu zu gründenden Forstwirt-
schaftlichen Vereinigung Nordosthessen. Dies wurde der Projektgruppe zur Neuor-
ganisation der Holzvermarktung in Nordosthessen beim Hessischen Ministerium für 
Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz in Form einer Ab-
sichtserklärung mitgeteilt. 

18. Das im Kommunalinvestitionsprogram (KIP) des Bundes angemeldete Vorhaben 
„Umstellung der Straßenbeleuchtung auf LED-Leuchtmittel“ wird mit einem geringe-
ren Finanzbedarf umgesetzt. Um die übrigen Fördermittel nicht verfallen zu lassen, 
werden zwei weitere Maßnahmen (Umstellung der Flutlichtanlage Sportplatz Hel-
marshausen auf LED-Leuchtmittel und Umstellung der Krukenburgbeleuchtung auf 
LED-Leuchtmittel) beim Bundesprogramm angemeldet. Die Fördermittel und die 
Prioritäten werden entsprechend geändert. 
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19. Im Hafen und im Hafenzulauf war es im laufenden Jahr zu einer starken Algenver-
mehrung gekommen. Da die Ursachen hierfür bisher nicht bekannt sind, wurde in 
Absprache mit dem Hafeneigentümer, der Verwaltung der Staatlichen Schlösser und 
Gärten Hessen, eine Gewässerökologin, die hierzu eine Bachelor-Studienarbeit ver-
fassen möchte, mit einer klärenden Untersuchung beauftragt. Die entstehenden 
Kosten werden hälftig zwischen der Stadt und der Verwaltung der Staatlichen 
Schlösser und Gärten Hessen geteilt. 

20. Die von der Stadtverordnetenversammlung beauftragte Aktualisierung der städti-
schen Satzungen wird weiter fortgeführt. In der nächsten Sitzung werden die geän-
derte Verwaltungskostensatzung und die Feuerwehrgebührensatzung vorgelegt. Die 
Neukalkulation der Kurtaxsatzung wird sich auf Anfang nächsten Jahres verzögern, 
da die Anbieter derzeit ausgelastet sind. 

21. Im Rahmen einer Verkehrsschau wurde u. a. auch über die Parksituation und die 
damit einhergehenden Probleme gesprochen. Die Gesprächsteilnehmer (Polizei, 
Straßenverkehrsbehörde, HessenMobil) haben dabei betont, dass die Beschilderung 
oder deren Anpassung die Probleme vor Ort nicht lösen wird. Ohne eine laufende 
Kontrolle und die daraus resultierenden Konsequenzen für ein Fehlverhalten ist 
letztlich keine erfolgreiche Gestaltung des ruhenden Verkehrs zu erreichen. Für eine 
Umsetzung von Geschwindigkeitsbeschränkungen im Bereich der Bundesstraßen  
B 80 (Carolinum) und B 83 (Kiga Helmarshausen) haben die Verantwortlichen wenig 
Hoffnung gemacht. Dennoch werden die Anträge gestellt. Eine Reduzierung der Ge-
schwindigkeit auf 50/60 km/h im Bereich des Ortsausgangs Helmarshausen in Rich-
tung Hainbach (Schulweg) wird jedoch für sinnvoll gehalten. 

22. Am 26.11. findet die Jahrestagung des Vereins Weserberglandtourismus in  
Bad Karlshafen statt. 

23. Der Aufsichtsrat der Bad Karlshafen GmbH hat beschlossen, dass das Fahrgastschiff 
„Hessen“ auch in den Jahren 2020 und 2021 weiter betrieben werden soll. Grund 
für die Entscheidung war die erfolgreiche Saison 2019. Dies konnte mit einem Über-
schuss von ~ 25 T€ abgeschlossen werden. Die interne Verrechnung der Gastro-
nomieleistungen (geschätzt ~ 20 T€) wurde allerdings noch nicht berücksichtigt. 

 

Anfragen und Anregungen: 

- Stadtverordneter Mahlmann fragt an, wie die Eigentumsverhältnisse im Bereich der 
Anlegestelle der „Hessen“ (Kaimauer) sind. Bürgermeister Dittrich antwortete, dass 
der Bereich, in dem die „Hessen“ bisher gelegen hat, im Eigentum der Wasser- und 
Schifffahrtsverwaltung stehe, dass es aber derzeit keine nachdrückliche Forderung 
gebe, die Kaimauer zu räumen. Dies könne sich jedoch möglicherweise auch ändern. 

- Stadtverordneter Mahlmann fragt an, wie sich das Fischereirecht im Bereich der Ha-
fenzufahrt darstelle. Bürgermeister Dittrich erläutert, dass die derzeit von Seiten des 
Magistrats geprüft und geklärt werden. 

- Stadtverordnete Löschner fragt an, ob es zum Immobilie „Kurhaus“ eine neue Ent-
wicklung gebe. Bürgermeister Dittrich antwortet, dass es neue Entwicklungen gebe, 
dass er derzeit hierzu aber nicht in einer öffentlichen Sitzung Stellung nehmen kön-
ne. 
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- Stadtverordneter Franz kritisiert das Vorgehen der Bad Karlshafen GmbH im Zusam-
menhang mit der Herausgabe von Informationen zu Geschäftsbereichen. Die Stadt-
verordneten erfahren über Veröffentlichungen von den aktuellen Entwicklungen. Die 
Stadt und die Gremien haben bereits mehrfach eingefordert, dass diese Informatio-
nen vorab den städtischen Vertretern zugänglich gemacht werden sollten. Bürger-
meister Dittrich hält es sinnvoll, dass die bisher fehlende Transparenz bei der Neuge-
staltung des Verhältnisses zwischen der Stadt und der GmbH im Rahmen des erteil-
ten Prüfauftrags untersucht und neu geregelt werden sollte. 

- Stadtverordnete Löschner fragt an, wie sich die Verwaltung und die Finanzierung des 
Naturparks Reinhardwald entwickle, nachdem z. B. Immenhausen dort als Beteiligte 
ausgeschieden sei. Bürgermeister Dittrich erläutert, dass vorgesehen sei, dass die 
Geschäftsführerin des Naturparks in der nächsten Sitzung hierzu berichten werde. 
Nachdem sich das Land aus der Finanzierung zurückgezogen habe, müsse ein gang- 
und tragbarer Kompromiss gefunden werden. 

- Stadtverordneter Mahlmann fragt an, ob ggf. eine Tourismusabgabe z. B. auf die 
Thermenkarten erhoben werden könnte. Bürgermeister Dittrich antwortet, dass dies 
in Hessen auf Grund der rechtlichen Vorgaben nicht möglich sei. Allerdings werde 
derzeit z. B. über eine Anpassung der Eintrittspreis gesprochen, was ja den gleichen 
Effekt hätte. 

- Stadtverordnete Meinhardt fragt an, wann die Parkfläche im Bereich des ehem. Kind-
dersolbades hergestellt werde. Aktuelle sei dort Schotter abgelagert und kein Fort-
schritt erkennbar. Bürgermeister Dittrich erläutert, dass die Arbeiten mit den Brü-
ckenbauarbeiten verknüpft seien. Wenn es auf Grund der dort anstehenden Arbeits-
abläufe sinnvoll sei, würden die Arbeiten an der Parkfläche fortgesetzt. 

- Stadtverordneter Mahlmann gibt den Hinweis, dass auf der städtischen Homepage 
das Datum oder die Tagesangabe zur nächsten Sitzung der Stadtverordnetenver-
sammlung nicht korrekt seien. 

- Stadtverordneter Franz fragt an, ob es richtig sei, dass sich die „Flotte Weser“ aus 
Bad Karlshafen zurückziehen wolle. Bürgermeister Dittrich antwortet, dass Herr Men-
ze ihm gesagt habe, dass die Flotte Weser bis einschließlich 2020 in Bad Karlshafen 
präsent sein werde. Für Ende dieses Jahres ist ein weiteres Gespräch vorgesehen.  

- Stadtverordneter Franz fragt an, wann der Geschäftsführer der Bad Karlshafen GmbH 
die vorgesehenen Berichte zum Geschäftsbetrieb abgeben werde. Bürgermeister Dit-
trich kündigt an, dass der Bericht für Anfang kommenden Jahres vorgesehen sei. 

- Stadtverordneter Franz fragt an, ob es möglich sei, neben der Einladung auch die 
Vorlagen zu den öffentlichen Sitzungen städtischer Gremien zu veröffentlichen. Bür-
germeister Dittrich antwortet, dass geprüft werde, ob dies problemlos umzusetzen 
sei. 

- Stadtverordneter von Reetnitz regt an, dass in einem Bericht zum Geschäftsbetrieb 
der GmbH auch Zahlen und Fakten zur Verfügung gestellt werden sollten. 
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- Stadtverordneter Döhne fragt an, ob der Geschäftsführer der GmbH zu den öffentli-
chen Sitzungen eingeladen werde. Bürgermeister Dittrich und Frau Niemetz antwor-
ten, dass der Geschäftsführer eingeladen werde, wenn die GmbH von Vorlagen oder 
Entscheidungen direkt betroffen sei. 

- Stadtverordnete Meinhardt fragt an, ob die Beschaffung des Mulchmähwerks not-
wendig gewesen sei ( Mitteilungen) und ob ggf. eine Beschaffung in Interkommu-
naler Zusammenarbeit möglich gewesen wäre. Bürgermeister Dittrich antwortet, dass 
die Beschaffung notwendig geworden sei, da das alte Mähwerk nicht mehr repariert 
werden konnte. Eine IKZ-Maßnahme sei nicht möglich gewesen, da das Mähwerk in 
der Saison praktisch täglich vor Ort im Einsatz sei. Bei den Nachbargemeinden sei 
dies natürlich genauso. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

- / - 

Beschluss: 

- / - 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:       --                         dagegen:         --                     enthalten:         -- 
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